
Stenographisches Protokoll 
89. Sitzung des Bundesrates der Republik Österreich 

Mittwoch, 17. Feber 1954 

Inhalt 
1. Bundesrat 

a} Ansprache des Vorsitzenden Dipl.-Ing. 
Dr. Lechner anläßlich seines Amtsantrittes 
(S. 2020) 

b) Zuschrift des Präsidenten des Wiener Land­
tages, betreffend die Entsendung von Otto 
Mitterer als Mitglied in den Bundesrat 
(S. 2020) 

o} Zuschrift des Präsidenten des Steiermär. 
kischen Landtages, betreffend Mandats· 
niederlegung des Bundesrates Anton 
Afritsch und Entsendung vonDr. h. c. 
Reinhard Machold als Mitglied in den 
Bundesrat (S. 2020) 

d) Mandatsniederlegung des Bundesrates 
Afritsch (S. 2020) 

e} Angelobung der Bundesräte Mitterer und 
Dr. h. c. Machold (S. 2020) 

2. Personalien 
Entschuldigungen (S. 2019) 

3. Ausschüsse 
Ergänzungswahlen . (So 2030) 

4. Verhandlungen 
a) Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 

27. Jänner 1954 : Nachweis der Studien 
für die Erlangung der Befugnis eines Archi­
tekten durch Absolventen einer Meister­
klasse für Architektur an der Akademie 
für angewandte Kunst in Wien 
Berichterstatter: Dr. Lugmayer (S. 2021) 
kein Einspruch (S. 2022) 

b) Beschluß des Nationalrates vom 27. Jänner 
1954: Vereinbarung zwischen der Republik 
Österreich und der Schweizerischen Eid­
genossenschaft über die erleichterte Be· 
schaffung von Ehefähigkeitszeugnissen sowie 
über den Austausch von Personenstands­
urkunden 
Berichterstatter: Dr. Reichl (S. 2022) 
kein Einspruch (S. 2022) 

c} Beschluß des Nationalrates vom 27. Jänner 
1954: Zweites Abkommen über Arbeits· 
19senversicherung zwischen der Republik 
Osterreich und der Bundesrepublik Deutsch­
land 
Berichterstatter: Plaimauer (S. 2022) 
kein Einspruch (S. 2023) 

d) Beschluß des Nationalrates vom 27. Jänner 
1954: Zusatzvereinbarung zum' Abkommen 

zwischen der Republik Österreich l.md der 
Bundesrepublik Deutschland über Gast· 
arbeitnehmer 
Berichterstatter: Schulz (S. 2023) 
kein Einspruch (S. 2024) 

e) Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
10. Feber 1954: Aufhebung weiterer ehe­
mals deutscher Rechtsvorschriften auf dem 
Gebiete der Rechtspflege 
Ber~chterstatter: Dr. Reichl (S. 2024) 
kein Einspruch (S. 2025) 

f) Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
10. Feber 1954: Gewährung eines Bundes­
zuschusses zur Förderung der Behebung von 
Lawinenschäden 
Berichterstatter: V ö ge I (S. 2025) 
Redner: Dr. Ulmer (S. 2026) 
kein Einspruch (S. 2028) 

g) Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
10. Feber 1954: Abänderung des Bundes­
gesetzes über die Voraussetzungen der Aus­
übung der Rechtsanwaltschaft durch Volks­
deutsche 
Berichterstatter: Skritek (S. 2028) 
kein Einspruch (S. 2029) 

h) Beschlüsse des Nationalrates vom 10. Feber 
1954: 
a) Verlängerung der gesicherten Geltungs. 

dauer der GATT.Zollbegünstigungslisten 
ß) Provisorische Aufnahme Japans in das 

Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen 
(GATT) 

Berichterstatter: Haller (S. 2029) 
kein Einspruch (S. 2030) 

Eingebracht wurde 
Anfrage der Bl.mdesräte 

Dr. Reichl, Dr.-Ing. Johanna Bayer. 
Bezucha, Eckert u. G. an den Bundes­
minister für Unterricht, betreffend das 
Mißverhältnis zwischen pragmatisierten 
Dienstposten und Vertragslehrerposten an 
den steirischen Mittelschulen (69/J-BRj54) 

Anfragebeantwortung 

Eingelangt ist die Antwort 
des Bundesministers für Unterricht auf die 

Anfrage der Bundesräte Afri tsch u. G. 
(58/A. B.-BR/54 zu 63/J-BR/53) 

Beginn der Sitzung: 9 Uhr 5 Minuten 
Vorsitzender Dipl.-Ing. Dr. Lechner: Hoher 

Bundesrat! Ich eröffne die 89. Sitzung des 
Bundesrates. 

Das Protokoll der letzten Sitzung vom 
18. Dezember 1953 ist zur Einsicht aufgelegen, 
unbeanständet geblieben und gilt daher als 
genehmigt. 

En tsch uldigt für die heutige Sitzung 
haben sich die Herren Bundesräte Eggen­
dorfer, Porges, Eckert, Sima, Krammer und 
Adlmannseder. überdies ist ein Entschul­
digungsschreiben eingegangen vom Herrn Bun­
desminister für Finanzen. 
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Hoher Bundesrat! Für das erste Halb­
jahr 1954 ist verfassungsmäßig der Vorsitz 
auf das Land Tirol übergegangen. Da ich der 
an erster Stelle entsandte Vertreter des Landes 
Tirol bin, ist mir die ehrenvolle Aufgabe zu­
gefallen, den Vorsitz zu übernehmen. In 
dieser Eigenschaft erlaube ich mir, das Hohe 
Haus, die Damen und Herren, achtungsvoll 
zu begrüßen. Ich werde bestrebt sein, meine 
Aufgabe so unparteiisch und sachlich zu führen, 
wie dies meine Vorgänger getan haben, und 
bitte alle um ihre Unterstützung. 

Eine angenehme Verpflichtung ist es mir 
noch - und ich glaube, dies im Namen aller 
anwesenden Damen und Herren tun zu 
können -, meiner unmittelbaren Vorgängerin, 
der Frau Bundesrat Dr. Bayer, für ihre aus­
gezeichnete und streng objektive Verhandlungs­
leitung und Geschäftsführung, für ihr sanftes 
Waltenden gebührenden Dank auszusprechen. 
(Lebhafter Beifall.) 

Ich bitte die Frau Schriftführerin um Ver­
lesung des Einlaufes. 

Schriftführerin Rudolfine Muhr: 

"An die Kanzlei des Vorsitzenden des 
Bundesrates, zu Handen des Herrn Parla­
mentsdirektors Dr. Roman Rosiczky. 

In Erledigung der d. a. Zuschrift vom 
2. Oktober 1953, Zl. 170-BRjI953, wird be­
richtet, daß in der durch das Ausscheiden des 
Mitgliedes des Bundesrates Kommerzialrat 
Karl Lakowitsch erforderlich gewordenen Er­
satzwahl der Wiener Landtag in seiner Sitzung 
vom 5. Februar 1954 Herrn Kommerzialrat 
Otto Mitterer, geb. am 22. 10. 1911, 
Uhrengroßhändler, I., Goldschmiedgasse 10 
wohnhaft, als Vertreter des Landes Wien in 
den Bundesrat gewählt hat. 

Der Gewählte entspricht den Bestimmungen 
der Bundesverfassung. 

Bruno Marek" 

Ein zweites Schreiben: 

"An die Kanzlei des Vorsitzenden des 
Bundesrates in Wien. 

Nach der der Landtagspräsidialkanzlei zu­
gekommenen Mitteilung hat der Bundesrat 
Anton Afritsch mit Rücksicht auf seinen be­
vorstehenden Eintritt in den Steiermärkischen 
Landtag als Landtagsabgeordneter sein Mandat 
als Mitglied des Bundesrates zurückgelegt. 

An seine Stelle tritt der Erste Landes­
hauptmannstellvertreter a. D. Dr. h. c. Rein­
hard Machold, Graz-Andritz, Schöckelbach­
weg 50, als Mitglied in den Bundesrat ein, 
weil dieser in der Landtagssitzung am 
15. April 1953 als Ersatzmann für Anton 
Mritsch in den Bundesrat gewählt wurde. 

Die Wahl eines neuen Ersatzmannes wird 
der Steiermärkische Landtag in seiner Sitzung 
am 20. Februar 1954 vornehmen. 

Der Präsident des Steiermärkischen 
Landtages: 

Wanner" 

Ein weiteres Schreiben: 

"An den Vorsitzenden des Bundesrates 
(durch die Bundesratskanzlei) 

Wien I., Parlament 

Ich bitte hiemit zur Kenntnis zu nehmen, 
daß ich das mir vom Steiermärkischen Landtag 
durch Wahl verliehene Bundesratsmandat mit 
heutigem Tage niederlege. Diese Mitteilung 
habe ich auch an den Präsidenten des Steier­
märkischen Landtages gemacht. Die dies­
bezügliche Abschrift erlaube ich mir beizu­
schließen. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 
Anton Afritsch" 

Vorsitzender: Herr Bundesrat Otto Mitterer 
ist im Hause bereits anwesend. Ich werde 
daher sogleich seine Angelo bung vornehmen. 
Dasselbe gilt für den Herrn Bundesrat Dok­
tor h. c. Reinhard Machold. 

Die Schriftführerin wird zuerst die Ange-
10 bungsformel verlesen und sodann die beiden 
Herren mit Namen aufrufen. Bei. Namens­
aufruf ist die Angelobung mit den Worten 
"Ich gelobe'" zu leisten. Ich bitte nunmehr 
die Frau Schriftführerin um die Verlesung 
der Gelöbnisformel und anschließend um den 
Namensaufruf. 

Schriftführerin Rudolfine Muh r verliest· die 
Angelobungsformel. Die Bundesräte 
M itterer und Dr. h. c. Machold leisten die 
A ngelobung. 

Vorsitzender: Eingelangt sind ferner jene 
Beschlüsse des Nationalrates, die Gegenstand 
der heutigen Tagesordnung sind. Ich habe 
diese Vorlagen gemäß § 29 der Geschä.fts­
ordnung den Obmännern der zustä.ndigen Aus­
schüsse zur Vor beratung zugewiesen. Die 
Ausschüsse haben diese Beschlüsse des 
Nationalrates bereits vorberaten. Gemäß § 30 
der Geschäftsordnung beantrage ich, von der 
Vervielfältigung der Ausschußberichte sowie 
von der 24stündigen Auflagefrist Abstand zu 
nehmen. Wird hiegegen ein Einwand er­
hoben 1 - Dies ist nicht der Fall. Mein 
Antrag erscheint sohin mit der vor­
geschriebenen Zweidrittelmajorität ange­
nommen. 

Es ist mir ein Antrag zugekommen, die 
Debatte über die Punkte 8 und 9 der heutigen 
Tagesordnung unter einem abführen zu lassen. 
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Es sind dies: Beschluß des Nationalrates, be­
treffend die Verlängerung der gesicherten 
Geltungsdauer der GATT-Zollbegünstigungs­
listen, und Beschluß des Nationalrates, be­
treffend die provisorische Aufnahme Japans 
in das Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen 
(GATT). 

Falls dieser Antrag angenommen wird, 
werden zuerst die Berichterstatter ihren Bericht 
geben, sodann die Debatteredner zu Wort 
kommen. Die Abstimmung erfolgt getrennt. 
Erhebt gegen diesen Vorschlag jemand einen 
Einwand ~ - Es ist dies nicht der Fall. 
Der Vorschlag ist angenommen. 

Wir gehen nunmehr in die T agesordn ung 
ein und kommen zum 1. Punkt der Tages­
ordnung: Gesetzesbeschluß des N ational­
rates vom 27. Jänner 1954: Bundesgesetz, 
betreffend den Nachweis der Studien "für die 
Erlangung der Befugnis eines Architekten 
durch Absolventen einer Meisterklasse für 
Architektur an der Akademie für angewandte 
Kunst in Wien. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Lug­
mayer. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
referieren. 

Berichterstatter Dr. Lugmayer: Hoher 
Bundesrat! Gelegentlich der Behandlung der 
Kunstakademiegesetz-Novelle 1953 in der 
84. Sitzung des Bundesrates am 29. Mai 1953 
ist auch zur Sprache gekommen, daß die Hörer 
der Architektur an der Akademie für ange­
wandte Kunst gegenüber den Hörern an der 
Akademie der bildenden Künste und an der 
Technischen Hochschule benachteiligt sind, 
weil sie nach der bestehenden gesetzlichen 
Lage auf Grund ihrer Studien zur Ziviltechniket­
prüfung nicht zugelassen werden können. 
Zur Ziviltechnikerprüfung, die bekanntlich 
die Voraussetzung für die Ausübung des Archi­
tektenberufes ist, ist ein entsprechendes Fach­
studium und eine entsprechende Praxis not­
wendig; und die erste Voraussetzung war 
nicht gegeben. Der Bundesrat hat das er­
örtert. 

Wir haben damals an den Bundesminister 
für Handel und Wiederaufbau eine Ent­
schließung gerichtet, deren letzter Absatz 
lautet: 

"Der Bundesminister für Handel und 
Wiederaufbau wird daher ersucht, ehestens 
jene gesetzlichen Unterlagen zu schaffen, 
die eine gleichmäßige Behandlung aller 
Studierenden der Architektur in Hinsicht auf 
die Ablegung der Ziviltechnikerprüfung ver­
bürgen." 

Dieser Aufforderung hat der Bundesminister 
für Handel und Wiederaufbau mit dieser 
Regierungsvorlage entsprochen. Ich gehe kurz 
auf die Vorgeschichte ein. 

Die heutigen Hörer an der Akademie für 
angewandte Kunst sind Hörer einer Anstalt, 
die eine sehr lange Vorgeschichte hat. Sie 
geht zurück auf die Kunstgewerbeschule des 
österreichischen Museums für Kunst und In­
dustrie. Sie wurde dann im Jahre 1941 zur 
Reichshochschule für angewandte Kunst, also 
in den HQchschulrang erhoben. Dieser Hoch­
schulrang ist ihr auch nach dem Jahre 1945 
geblieben. Im Jahre 1948 wurde sie auf eine 
neue gesetzliche Grundlage gestellt und zur 
Akademie für angewandte Kunst erklärt. 

Hoher Bundesrat! Die Zulassung zum 
Ziviltechnikerberuf beziehungsweise zum 
ArchitektenberUf ist durch eine Reihe von 
Verordnungen geregelt. Die erste stammt aus 
dem Jahre 1913, dann kamen die Novellen 
von 1920, 1922, 1925, 1931, und dann wurde 
sie noch einmal 1937 novelliert. Alle diese 
Verordnungen gehen in ihrer gesetzlichen 
Grundlage auf eine Kaiserliche Entschließung 
aus dem Jahre 1860 zurück. 

In der Öffentlichkeit wurde wiederholt die 
Frage erhoben, ob dieser Bestand an Ver­
ordnungen gesetzmäßig, das heißt verfassungs­
mäßig ist. Wir haben gestern im Ausschuß 
gehört, daß sich der Verfassungsgerichtshof 
für die Gültigkeit all dieser Verordnungen 
ausgesprochen hat. Wir hätten daher vermuten 
können, daß es genügt, eine neue Verordnung 
zu machen. Der Handelsminister hat aber 
davon abgesehen, und zwar aus einem sehr 
einleuchtenden Grund. Die Zitie:rung in einer 
neuen Verordnung wäre derartig umfangreich 
geworden, daß die Lesbarkeit gelitten hätte. 
Außerdem ist der ganze Bestand an Ver­
ordnungen derart unübersichtlich geworden, 
daß eine neue gesetzliche Regelung dringend 
notwendig ist. Zu einem solchen Entwurf 
ist es im Jahr 1952 gekommen. Aber es be­
steht keine Aussicht, daß dieser Gesetz­
entwurf in nächster Zeit parlamentsreif wird, 
da noch immer Streitigkeiten zwischen den 
Architekten einerseits und der Bauinnung in 
der Ingenieurkammer andererseits bestehen. 
Der Handelsminister hat sich deshalb ent­
schlossen, einen Teil der geplanten Regelungen 
vorwegzunehmen, damit diese Hörer an der 
Akademie für angewandte Kunst nicht auch 
noch für die nächsten Jahre benachteiligt 
bleiben. Es handelt sich um einen Kreis von 
40 bis 50 Personen, das ist nicht allzu viel ; 
der Kreis, den dieses Gesetz betrifft, ist 
nicht allzu groß. Trotzdem handelt es 
sich um die Beseitigung einer offen­
baren Ungerechtigkeit, einer Art Diskrimi­
nierung einer Akademie gegenüber anderen 
Hochschulen in Hinsicht auf die Zulassung 
zur Ablegung der Prüfung für Ziviltechniker. 

Im Namen des Ausschusses für wirtschaft­
liche Angelegenheiten be a n t rag e ich, gegen 
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den Gesetzesbeschluß keinen Einspruch zu 
erheben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
gemeldet. Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der Abstimmung beschließt der Bundes­
rat, gegen den Ges6tzesbeschluß des N ational­
rates keinen Ein8pruch zu erheben. 

. Vorsitzender: Wir kommen zum 2. Punkt 
der Tagesordnung: Beschluß des N ational­
rates vom 27. Jänner 1954: Vereinbarung 
zwischen der Republik Österreich und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft über die 
erleichterte Beschaffung von· Ehefähigkeits­
zeugnissen sowie über den Austausch von 
Personenstandsurkunden. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Dok­
tor Reichl. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
referieren. 

Berichterstatter Dr. Reichl: Hoher Bundes­
rat! Meine Damen und Herren! Die Re­
gierungsvorlage vom 25. November 1953 behan­
delt eine Vereinbarung zwischen Österreich und 
der Schweiz, durch die der Austausch von Ehe­
fähigkeitszeugnissen und Personenstandsur­
kunden für die betroffenen Personen nicht 
nur vereinfacht und beschleunigt, sondern auch 
verbilligt werden soll. 

Gemäß Art. 6 sind Ehefähigkeitszeugnisse, 
die durch einen Standesbeamten des Ehe­
schließungsstaates angefordert werden, frei 
von Gebühren und Verwaltungsabgaben. Wenn 
also ein Schweizer Standesbeamter von den 
österreichischen Behörden Ehefähigkeits­
zeugnisse für die Eheschließung von Personen, 
die in der Schweiz heiraten wollen, anfordert, 
so sind dafür keine Verfahrenskosten zu be­
zahlen. Dasselbe gilt natürlich auch umge­
kehrt. Dieser Art. 6 des Übereinkommens 
macht eine Genehmigung durch den National­
rat und den Bundesrat erforderlich, da durch 
diesen Artikel eine Änderung der Steuer­
und Gebührengesetzgebung erfolgt. 

Die zwischenstaatliche Vereinbarung umfaßt 
im wesentlichen zwei Teile: Die Art. 1 bis 7 
betreffen die Ausstellung von Ehefähigkeits­
zeugnissen und der Art. 8 den Austausch von 
Personenstandsurkunden. 

Werden also Geburt, Eheschließung oder 
Tod eines Österreichers in der Schweiz be­
urkundet, so ist dem österreichischen 
Konsulat eine entsprechende Urkunde zu 
übermitteln. Umgekehrt gilt dasselbe. Die 
zu übermittelnden Angaben sind im Gesetz, 
und zwar im Art. 8 Abs. 4 lit. a und b vorge­
schrieben. In den Anlagen finden wir auch 
ein Verzeichnis der Urkunden, die von den 
Verlobten in Österreich oder in der Schweiz 
aufzubringen sind, weiters ein Beispiel für einen 

Antrag auf Ausstellung eines Ehefahigkeits­
zeugnisses und Vorschriften über die örtliche 
Zuständigkeit der Standesbeamten. 

Eine Vereinfachung des Verfahrens ist da­
durch gegeben, daß den beiderseitigen Staats­
bürgern das Recht eingeräumt wird, ihre 
Anträge bei dem für ihren Aufenthaltsort 
zuständigen Standesbeamten einzureichen. 
Weiters ist ein direkter Schriftverkehr der 
beiderseitigen Standesbeamten möglich. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat sich in seiner gestrigen 
Sitzung mit der Vorlage beschäftigt und mich 
ermächtigt, den Antrag zu stellen, der Hohe 
Bundesrat möge gegen diesen Beschluß 
keinen Einspruch erheben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
gemeldet. Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Bei der Abstimmung beschließt der Bundes­
rat, gegen den Beschluß des Nationalrates 
keinen Ein8pruch zu erheben. 

Vorsitzender: Es folgt nun der 3. Punkt 
der Tagesordnung: Beschluß des National­
rates vom 27. Jänner 1954: Zweites Abkommen 
über Arbeitslosenversicherung zwischen der 
Republik Österreich und der BWldesrepublik 
Deutschland. 

Berichterstatter ist . Herr Bundesrat 
Plaimauer. Ich bitte ihn, zum Gegenstand 
zu referieren. 

Berichterstatter Plaimauer: Hoher Bundes­
rat! Meine Damen und Herren! Ich habe über 
das Zweite Abkommen über Arbeitslosen­
versicherung zwischen der Republik Österreich 
und deI' Bundesrepublik Deutschland zu be­
richten. 

Im Mai 1951 wurde zwischen der Republik 
Österreich und der Bundesrepublik Deutsch­
land ein Abkommen über Arbeitslosenver­
sicherung abgeschlossen, das in der Zwischen­
zeit ratifiziert und im Bundesgesetzblatt, 
Nr. 9/1953, verlautbart wurde. 

In Punkt 2 des Schlußprotokolles ist vor­
gesehen, daß die Ausdehnung des Abkommens 
über Arbeitslosenversicherung auf das Land 
Berlin (West) einer Zusatzvereinbarung der 
beiden Vertragsstaaten im Einvernehmen mit 
dem Senat des Landes Berlin vorbehalten 
bleibt. Nun haben über Wunsch der Deut­
schen Bundesrepublik diesbezügliche Verhand­
lungen stattgefunden, und es wurde das Land 
Berlin miteinbezogen. Bei dieser Gelegenheit 
wurden auch einige Änderungen und Er­
gänzungen zum Ersten Abkommen vorge­
nommen, die sich in der Praxis als zweckmäßig 
und wünschenswert erwiesen haben. 

Dieses Zweite Abkommen über Arbeitslosen­
versicherung enthält fünf Artikel. 
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Im Art. 1 wird bestimmt, daß das Ab- Leistungen der Arbeitslosenversicherung und 
kommen über Arbeitslosenversicherung vom der Notstandshilfe (Arbeitslosenfürsorge) im 
19. Mai 1951 und die zu seiner Ergänzung, anderen Vertragsstaat nur in Anspruch nehmen, 
Abänderung und Durchführung getroffenen wenn die Zustimmung des aufnehmenden 
Vereinbarungen auch für das Land Berlin Arbeitsamtes vorliegt." 
gelten. Hier soll folgender Satz angefügt werden: 

Art. 2 betrifft Abänderungen des Ersten "Die Zustimmung ist nicht erforderlich, wenn 
Abkommens, und zwar soll erstens dem Art. 3 der Arbeitslose in seinen Heimatstaat zurück­
ein neuer Ahs. 3 angefügt werden. Der bis- kehren will." 
herige Art. 3 lautet: Abs. 2 dieses Artikels lautete bisher: "Auf 

"Arbeitslosenversicherung. die jeweils zustehende Bezugsdauer sind Zeiten 
(1) Die im Gebiet eines Vertragsstaates anzurechnen, für die im anderen Vertrags­

ausgeübte und der Pflicht zur Arbeitslosen- staat bereits Leistungen auf Grund der letzten 
versicherung unterliegende Beschäftigung wird Anwartschaft gewährt wurden." 
im Gebiete des anderen Vertragsstaates bei Dieser Absatz ist zu streichen und an dessen 
Geltendmachung des Anspruches auf Leistungen Stelle hat zu treten: "Artikel 3 Absatz 3 
der Arbeitslosenversicherung auf die Anwart- findet Anwendung." 
schaft angerechnet, sofern sie auch in diesem Der Art. 3 bringt eine KlarsteIlung hinsicht­
Staatsgebiet arbeitslosenversicherungspflichtig lieh der Krankenversicherung der Arbeits­
wäre ; dies gilt auch für vor dem Inktaft- losen. 
treten dieses Übereinkommens ausgeübte Be- Art. 4 legt die Vertragsdauer fest; sie 
schäftigungen. richtet sich nach dem Ersten Abkommen 

(2) Bezugsdauer und Höhe des Arbeitslosen- über Arbeitslosenversicherung. 
geldes und der Arbeitslosenunterstützung sowie Art. 5 hat die Ratifizierung und das Inkraft-
das Verfahren richten sich nach den Vor- treten dieses Abkommens zum Inhalt. 
schriften des Vertragsstaates, in dem der Im übrigen, meine Damen und Herren, 
Arbeitslose den Anspruch geltend machen kann auf den einleitenden Bericht zur Re-
kann." d d gierungsvorlage hingewiesen wer en, er eine 

Und nun soll hier ein neuer Absatz mit ausführliche Darstellung der geänderten Be-
folgendem Wortlaut angefügt werden: stimmungen des Abkommens enthält. 

,,(3) Auf die Bezugsdauer sind die Zeiten Der Ausschuß für wirtschaftliche Ange­
anzurechnen, für die im anderen Vertragsstaat legenheiten des Bundesrates hat sich in der 
bereits Leistungen auf Grund der letzten am Dienstag, den 16. Feber 1954, statt­
Anwartschaft gewährt wurden. Dies gilt auch gefundenen Sitzung sehr eingehend mit diesem 
für die Zeiten, für die wegen Arbeitsunwillig- Abkommen beschäftigt und mich beauftragt, 
keit oder schuldhafter Versäumnis der vor- dem Hohen Hause zu empfehlen, gegen den 
geschriebenen Meldungen ein Arbeitslosengeld Beschluß des Nationalrates keinen Einwand 
(Arbeitslosenunterstützung) nicht gewährt zu erheben. 
wurde, soweit hierdurch die Bezugsdauer ver-
kürzt worden ist." Vorsitzender: Wünscht jemand das Wort 

dazu 1 - Das ist nicht der Fall. Wir schreiten 
Im Art. 5 des Ersten Abkommens - zur Abstimmung. 

Notstandshilfe (Arbeitslosenfürsorge) 
entfällt der zweite Satz, der folgenden Bei der Abstimmung beschließt der Bundes-
Wortlaut hat: " Notstandshilfe (Arbeits- rat, gegen den Beschluß des Nationalrates 
losenfürsorgeunterstützung) kann der Arbeits- keinen Einspruch zu erheben. 
lose in dßni anderen Vertrags staat jedoch Vorsitzender: Wir gehen nun zum 4. Punkt 
nur erhalten, wenn er in einem der Vertrags- der Tagesordnung über: Beschluß des N ational­
staaten den Anspruch auf Arbeitslosengeld rates vom 27. Jänner 1954: Zusatzverein­
(Arbeitslosenunterstützung) erschöpft oderbarung zum Abkommen zwischen der Republik 
eine nicht nur geringfügige unselbständige Österreich und der Bundesrepublik Deutschland 
Beschäftigung in der Dauer von mindestens über Gastarbeitnehmer. 
dreizehn Wochen innerhalb der letzten zwei Berichterstatter ist der Herr Bundesrat 
Jahre vor der Antragstellung ausgeübt hat." Schulz. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
Dieser Satz wird gestrichen. referieren. 

Art. 7 des Ersten Abkommens lautet: Berichterstatter Schulz: Hohes Haus! Das 
"Übersiedlung. im November 1951 zwischen der Bundes-

(1) Übersiedelt ein arbeitsloser Angehöriger republik Deutschland und der Republik Öster­
des einen Vertragsstaates in das Gebiet des reich getroffene Übereinkommen über Gast­
anderen Vertragsstaates, so kann er die arbeitnehmer hat in Z. 4 des Schluß-
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protokolls die Ausdehnung dieses überein· 
kommens auf das Land Berlin (West) einer 
Zusatzvereinbarung vorbehalten. 

Nunmehr hat die Deutsche Bundesrepublik 
der Republik Österreich den Antrag gestellt, 
die Bestimmungen des Übereinkommens auf 
das Land Berlin (West) auszudehnen. 

Die diesbezüglichen Verhandlungen zwischen 
den Vertretern der Deutschen Bundesrepublik 
und den Vertretern Österreichs haben am 
31. Oktober 1953 zur Unterzeichnung der der 
Regierungsvorlage angeschlossenen Zusatz· 
vereinbarung geführt. 

Dieses Übereinkommen mit dem Schluß. 
protokoll bedarf, da es ein Staatsvertrag mit 
gesetzesänderndem Charakter ist, gemäß 
Art. 50 des Bundes. Verfassungsgesetzes vor 
der Ratifikation durch den Herrn Bundes­
präsidenten der Genehmigung des National· 
rates. 

Der Nationalrat hat in seiner Sitzung vom 
27. Jänner 1954 beschlossen, diesem Zusatz. 
übereinko.mmen, das aus drei Artikeln be. 
steht, dessen erster die Einbeziehung des 
Landes Berlin (West), der zweite die Vertrags­
dauer und der dritte die Ratifizierung und das 
Inkrafttreten regelt, seine Zustimmung zu 
erteilen. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen· 
heiten hat in seiner Sitzung vom 16. Feber 1954 
diese Zusatz vereinbarung beraten und mich 
beauftragt, dem Hohen Haus den Antrag 
zu unterbreiten, gegen den Beschluß 
des Nationalrates keinen Einspruch zu 
erheben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
gemeldet. Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der Abstimmung beschließt der Bundes­
rat, gegen den Beschluß des Nationalrates 
keinen Einspruch zu erheben. 

Vorsitzender: Wir gelangen zum 5. Punkt der 
Tagesordnung: Gesetzesbeschluß des National­
ratesvom 10. Feber 1954: Bundesgesetz über die 
Aufhebung weiterer ehemals deutscher Rechts­
vorschriften auf dem Gebiete der Rechts· 
pflege. 

Berichterstatter ist der Herr Bundesrat 
Dr. Reichl. 

Berichterstatter Dr. ReichI: Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Das Bundesgesetz 
über die Aufhebung weiterer ehemals deutscher 
Rechtsvorschriften setzt eine größere Zahl von 
deutschen Rechtsvorschriften, die in die öster· 
reichische Rechtspflege nicht mehr hinein· 
passen und entbehrlich geworden sind, außer 
Kraft. Es handelt sich zum größten Teil 
um Rechtsvorschriften aus der Kriegszeit, 
zum Teil um Verordnungen des ehemaligen 

Deutschen Reiches, die inzwischen für Öster. 
reich gegenstandslos geworden sind. Die Re. 
gierungsvorlage betrifft folgende Rechtsgebiete : 
das Vormundschaftsrecht, das Exekutionsrecht, 
das Grundbuchsrecht, das Handelsrecht und 
das Insolvenzrecht. 

Auf dem Gebiete des Vormundschaftsrechtes 
wird die Verordnung über die Sammel· 
verwahrung von Mündelwertpapieren vom 
29. September 1939 außer Kraft gesetzt. 
Diese Verordnung berechtigte den Vormund, 
jene Stellen, bei denen er Wertpapiere hinter­
legte, zu ermächtigen, die Wertpapiere einer 
Wertpapiersammelbank zu übergeben. Eine 
~olche Wertpapiersammelbank gibt es in Öster­
reich nicht, demnach ist auch die Verordnung 
überflüssig. _ 

Auf dem Gebiete des Exekutionsrechtes 
wird die Verordnung über die Behandlung 
von Geboten in der Zwangsversteigerung, 
also die Bestimmung des höchstzulässigen 
Gebotes durch die Preisbehörde, aufgehoben. 
Die Preisregelungsbestimmungen sind in. 
zwischen zweimal novelliert worden, und 
zwar in den Jahren 1949 und 1953. Die 
Preisregelungsnovelle 1953 hat auch land· 
und forstwirtschaftliche Liegenschaften aus 
der Preisregelung ausgenommen. Damit sind 
auf diesem Gebiet die Grundlagen für 
die Festsetzung des höchstzulässigen Gebotes 
durch die Preisbehörde weggefallen. Demnach 
sind die darauf beruhenden exekutions­
rechtlichen Bestimmungen ebenfalls überflüssig 
geworden. 

Auf dem Gebiete des Grundbuchsrechtes 
wird die Verordnung über die grundbuch. 
mäßige Behandlung' der in den Grundbüchern 
des Deutschen Reiches für den ehemaligen 
polnischen Staat eingetragenen Rechte vom 
26. August 1941 aufgehoben, denn bei dem 
Antrag auf Übertragung eines Vermögens 
des polnischen Staates handelt es sich 
nicht um eine Übertragung an Österreich, 
sondern an das Deutsche Reich. 

Auf dem Gebiete des Handelsrechtes wird 
die Verorq.nung über die Verlängerung der 
Fristen des Wechsel- und Scheckrechts vom 
10. November 1943 aufgehoben. Es handelt 
sich dabei um eine Kriegsmaßnahme, auf die 
heute verzichtet werden kann. 

Auf dem Gebiete des Insolvenzrechtes 
werden die Reste der Verordnung über das 
Kriegsausgleichsverfahren vom 30. November 
1939 aufgehoben. Auf Grund dieser Ver· 
ordnung gab es eine Reihe von Begünstigungen 
für die durch Auswirkungen des Krieges zah­
lungsunfähig gewordenen Schuldner. 

Die Aufhebung der ersten und der letzten 
beiden Verordnungen tritt am 60. Tage nach 
Kundmachung des vorliegenden Gesetzes in 
Kraft. Bereits eingeleitete amtswegige Ver-
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fahren sind nach den bisher geltenden Vor­
schriften zu Ende zu führen. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten, der sich in seiner gestrigen 
Sitzung mit der Vorlage beschäftigt hat, 
hat mich ermächtigt, den Antrag zu stellen, 
der Hohe Bundesrat möge gegen diesen 
Gesetzesbeschluß keinen Einspruch erheben. 

Vorsitzender: Wünscht jemand das Wort1-
Es ist nicht der Fall. Wir schreiten daher zur 
Abstimmung. 

Bei der Abstimmung beschließt der Bundes­
rat, gegen den Gesetzesbeschluß des N ational­
rates keinen Einspruch zu erheben. 

Vorsitzender: Wir kommen nun zum 
6. Punkt der Tagesordnung: Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates vom 10. Feber 1954: Bun­
desgesetz, womit das Bundesgesetz vom 
15. Oktober 1952, BGBI. Nr. 209, über die 
Voraussetzungen der Ausübung der Rechts­
anwaltschaft durch Volksdeutsche abgeändert 
wird. 

Ich bitte den Herrn Berichterstatter, Bundes­
rat Skritek, u~ seinen Bericht. ( Bericht­
erstatter Skritek· ist nicht im Saale anwesend.) 
Die Vorlage wird einstweilen zurückgestellt. 

Wir kommen zum 7. Punkt der Tages­
ordnung: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 10. Feber 1954: Bundesgesetz, betreffend 
die Gewährung eines Bundeszuschusses zur 
Förderung der Behebung von Lawinenschäden. 

Berichterstatter ist der Herr Bundesrat 
Vögel. Ich bitte ihn, seinen Bericht zu er­
statten. 

Berichterstatter Vögel: Hoher Bundesrat! 
Wie bekannt, ist in der ersten Hälfte des 
Monats Jänner dieses J abres nach einem ganz 
ungewöhnlich starken Schneefall, der überdies 
unter äußerst ungünstigen atmosphärischen 
und Windrichtungsverhältnissen erfolgt ist, 
über mehrere Gebiete Österreichs eine ,un­
geheure Lawinenkatastrophe hereingebrochen. 
Von dieser Katastrophe wurde das Bundesland 
Vorarlberg besonders stark betroffen, wurden 
doch nach den noch nicht ganz abgeschlossenen 
Feststellungen in Vorarlberg allein 67 ganz­
jährig bewohnte Häuser beziehungsweise 
Bauernhöfe mit Stall und Stadel total zerstört 
und etwa 36 ·solcher Objekte so schwer be­
schädigt, daß sie zum Teil überhaupt nicht 
mehr brauchbar sind. Dazu kommt eine ganz 
große Anzahl von landwirtschaftlichen Neben~ 
gebäuden, wie Almhütten, Heustadeln, Futter­
stellen, dann Seilbahnen usw. 

Nun muß man bedenken, daß durch diese 
Katastrophe neben dem unersetzlichen Verlust 
von über hundert Menschenleben und Schäden 
an Gebäuden das ganze lebende und tote In-

ventar, somit das ganze Hab und Gut der 
Betroffenen von Lawinen in die Tiefe gerissen 
und in den meisten Fällen total zerstört 
worden ist. Wenn es auch durch eine spontane, 
ich möchte schon sagen, einzig dastehende 
Hilfsbereitschaft und Gebefreudigkeit aller 
Bevölkerungsschichten in unserem Lande und 
darüber hinaus auch im Ausland - die ja 
ein überaus großes Spendenergebnis erbracht 
hat, und zwar an Naturalien, aber auch an 
Geldspenden - und durch das Spendener­
gebnis möglich ist, den Bedarf an Hausrat 
und Artikeln des täglichen Lebens, wie zum 
Beispiel Kleidung und Wäsche, zum Teil zu 
decken und den Leuten zu verschaffen,· wird 
der zur Existenzerhaltung der Betroffenen 
unbedingt notwendige Wiederaufbau der zer­
störten Wohn- und Wirtschaftsgebäude 
immerhin noch gewaltige Mittel erfordern. 
Dieser Wiederaufbau wird aber bedeutend 
teurer zu stehen kommen als ein Wieder­
aufbau nach einer anderen Katastrophe, bei­
spielsweise nach einer Brandkatastrophe, weil 
in unserem Fall auch gewisse Sicherheitsmaß­
nahmen gegen etwa wiederkehrende Lawinen­
gänge getroffen werden müssen. Man muß 
ja die wiederaufgebauten Gebäude, soweit 
es überhaupt in diesen Bergen möglich ist, 
insoweit sichern, daß die Leute bei einem 
etwa wiederkehrenden Lawinengang wenig­
stens die Möglichkeit haben, ihr Leben zu 
erhalten. 

Da es sich nun bei den Betroffenen 
zum überwiegenden Teil um arme Gebirgs­
bauern handelt, kommt ein solches Elementar­
ereignis einer völligen Vernichtung ihrer Exi­
stenzgrundlage gleich, denn diese Menschen 
wären nicht im entferntesten in der Lage, 
die Mittel zur Wiederherstellung der unbedingt 
notwendigen. Baulichkeiten aufzubringen. 

Wenn auch die genaue Höhe aller Schäden 
noch nicht angegeben werden kann, steht 
doch einwandfrei fest, daß der Wiederaufbau 
ohne Hilfe aus öffentlichen Mitteln nicht be­
werkstelligt werden kann, denn diese Gebirgs­
bauern werden selber sehr wenig zum Wieder­
aufbau beitragen können, ebenso steht fest, 
daß die betroffenen Bundesländer allein nicht 
in der Lage sein werden, die dringendsten 
Schadensbehebungen zu finanzieren. 

In Erkenntnis dieser Tatsachen hat nun die 
Bundesregierung außerordentlich rasch - ich 
möchte dies hier ganz besonders dankbar an­
erkennen - dem Nationalrat einen Gesetz­
entwurf zugeleitet, mit dem die Voraussetzungen 
zur Leistung eines Zuschusses aus Bundes­
mitteln zur Förderung der Maßnahmen der 
Länder zur Schadensbehebung beziehungs­
weise zum Wi~deraufbau der durch Lawinen 
zerstörten Gebäude geschaffen werden. Der 
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Nationalrat hat ebenso rasch und sehr schnell 
diese Gesetzesvorlage einstimmig zum Be­
schluß erhoben. 

Der zur Behandlung stehende Gesetzes­
beschluß des Nationalrates bestimmt im § 1, 
daß zur Behebung von Gebäudeschäden, die 
duroh die im Jahre 1954 eingetretene Lawinen­
katastrophe entstanden sind, aus Bundes­
mitteln ein Zuschuß im Höchstausmaß jener 
Beträge, die das betreffende Bundesland für 
diesen Zweok aufwendet, gewährt wird. Wenn 
man diese Bestimmung mit dem Bundes­
gesetz vom Jahre 1951, duroh das ebenfalls 
ein Bundeszuschuß zur Behebung der damals 
entstandenen Lawinensohäden gewährt wurde, 
vergleicht, wird man feststellen, daß sie in 
zweifaoher Hinsioht von jenem Gesetz ab­
weicht. 

Erstens einmal wurde im Gesetz vom Jahre 
1951 bestimmt, daß aus Mitteill des Bundes­
zuschusses höchstens jener Betrag zugeteilt 
werden kann, der einem Drittelder notwendigen 
Wiederherstellungskosten entspricht. Im vor­
liegenden Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
ist diese Höchstgrenze nicht mehr enthalten, 
was jedenfalls zu begrüßen ist, denn es hat 
sich beim Wiederaufbau nach der Katastrophe 
von 1951 gezeigt, daß in vielen Fällen eben 
wegen der Armut der Geschädigten mit dieser 
begrenzten Zuteilung die Wiederherstellung 
nicht durchzuführen war. 

Zweitens hatten naoh dem Gesetz vom 
Jahre 1951 die Länder mindestens die Hälfte 
des Bundeszuschusses zu leisten, während 
sie nach dem vorliegenden Gesetzesbesohluß 
den gleichen Betrag aufzubringen haben, 
mit dem der Bundeszuschuß in Anspruch ge­
nommen wird. Durch diese Bestimmung 
werden jedenfalls die schwerst betroffenen 
Länder sehr stark belastet. Nun hat sich 
aber bei der Durchführung des Wiederauf­
baues im Jahre 1951 auch gezeigt, daß damals 
die Länder, um den Wiederaufbau überhaupt 
bewerkstelligen zu können, vielfach eben 
mehr dazu beitragen mußten, als das Bundes­
gesetz vorgesehen hat. 

Auch der Herr Bundeskanzler hat bei der 
Behandlung dieser Vorlage im Finanz- und 
Budgetausschuß des Nationalrates die Er­
klärung abgegeben, daß in jenen Fällen, 
in denen der Schaden etwa derart hoch sein 
sollte, daß ein Land nioht in der Lage wäre, 
die zu seiner Behebung notwendigen Hilfe­
leistungen zu erbringen, eine gesonderte Rege­
lung getroffen werden wird. 

Der §2 des uns heute vorliegenden Gesetzes­
beschlusses des Nationalrates bestimmt, für 
welche Zwecke der Bundeszuschuß gewährt 
und in Anspruch genommen werden kann. 
Es wird hier bestimmt, daß der Bundes-

zuschuß nur zur Behebung "jener Schäden 
bestimmt ist, die an Wohn- und Wirtschafts­
gebäuden, also nur an Baulichkeiten, ent­
standen sind. Hingegen ist es nicht möglich, 
für die Wiederbeschaffung von verloren­
gegangenem Inventar, Vieh, Maschinen usw. 
einen Bundeszuschuß in Anspruoh zu nehmen. 

Eine sehr begrüßenswerte Bestimmung ent­
hält der Abs. 2 dieses Paragraphen, wonach 
es nicht vorgeschrieben ist, daß das Gebäude 
an der gleichen Stelle wiederaufgebaut werden 
muß, wo es gestanden ist, sondern man kann 
es auch an einem anderen Ort unter Inanspruoh­
nahme von Mitteill aus dem Bundeszusohuß 
aufbauen. Weiters kommt eine Ersatzbe­
schaffung im Inlande dem Wiederaufbau 
gleich, was jetzt auch die Möglichkeit gibt, 
in jenen Fällen, wo der Wiederaufbau 
eines zerstörten Gebäudes in dem betreffenden 
Gebiet vielleicht unwirtschaftlich wäre, ein 
Ersatzobjekt zu beschaffen. 

Der § 3 bestimmt, unter welchen Voraus­
setzungen der Bundeszuschuß in Anspruch 
genommen werden kann. Der Schaden muß 
erstens bei physischen oder juristischen Per­
sonen entstanden sein, zweitens muß die 
Schadensbehebung zur Erhaltung der Existenz­
grundlage des Betroffenen erforderlich sein, 
und drittens hat der Geschädigte bis zum 
30. September 1954 beim Amt der Landes­
regierung ein Ansuchen um Beihilfe einzu­
bringen. 

Der § 4 regelt die Berechnung des Bundes­
zuschusses. 

§ 5 besagt, daß die Überprüfung der Voraus­
setzungen für die Gewährung sowie der wid­
mungsgemäßEm Verwendung des 'Bundes­
zuschusses dem Bund vorbehalten ist. 

§ 6 regelt die Verrechnung des Bundes­
zuschusses im Bundesvoranschlag. 

Im § 7 wird bestimmt, daß mit der Voll­
ziehung dieses Bundesgesetzes das Bundes­
ministerium für Finanzen betraut ist. 

Hohes Haus! Der Finanzausschuß des 
Bundesrates hat sich gestern mit dieser Vor­
lage befaßt, sie durchberaten und mich er­
mächtigt, dem Hohen Hause den Antrag zu 
stellen, gegen diesen Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates keine Einwendung zu erheben. 
Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich Herr 
Bundesrat Dr:' Ulmer gemeldet. Ich erteile 
es ihm. 

Bundesrat Dr. Ulmer: Hohes Haus! Wenn es 
etwas geben könnte, was unser tiefes Leid 
über die 130 Lawinentoten zu mildern vermag, 
so zweifellos die spontane, herzenswarme 
Hilfsbereitschaft, die aus allen Schichten unse~ 
res österreichischen Volkes, ja darüber hinaus 
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fast aus der ganzen weiten Welt während der 
Katastrophentage in unsere bedrohten Berg­
täler strömte. Dafür sagen wir allen aus 
gleichem empfindsamem Herzen verbindlichen 
Dank. Dank gebührt daher auch unserer 
Bundesregierung, die mit wahrhaft ungewöhn­
licher Schnelligkeit nach dem Grundsatz, 
daß doppelt gibt, wer rasch gibt, den beiden 
gesetzgebenden Häusern die Vorlage unter­
breitet hat, die jetzt zur Diskussion steht. 

Wenn wir in diesem Gefühl der Dankbarkeit 
und Verbundenheit mit den Opfern ein ent­
schiedenes Ja zu dieser Regierungsvorlage 
sagen, so dürfen wir nicht allein unser Herz 
sprechen lassen. Wir müssen unseren Beschluß 
auch mit dem kühlen Verstand, mit dem 
Rechenstift in der Hand begründen können. 
So gesehen ist allerdings auf einige be­
merkenswerte Fakten aufmerksam zu machen. 

Die Regierungsvorlage ist bekannt; außer­
dem hat sie der Herr Berichterstatter soeben 
in allen Paragraphen erläutert. Darf ich nun 
in ein paar Sätzen das herausgreüen, was mir 
als das Wesentliche erscheint. 

Die zur Diskussion stehende Vorlage be­
stimmt -'-- das bedeutet eine wesentliche 
Verbesserung gegenüber dem ähnlichen Gesetz 
aus 1953 - im § 1, daß der Bund 
nicht wie früher nur die Hälfte jener Zuschüsse 
gibt, die die Länder leisten, sondern daß er 
denselben Betrag zur Verfügung stellt, den die 
Länder zu geben in der Lage sind. Es wird 
aber schon im § 2 festgelegt, daß die Mittel, 
die vom Bund zur Verfügung gestellt werden, 
ausschließlich zur Behebung jener Schäden zu 
verwenden sind, die sich an Wohngebäuden, 
an Wirtschaftsgebäuden und an Gebäuden 
gewerblicher, nicht aber industrieller Betriebs­
stätten ereignet haben, wobei Schäden an 
Maschinen und dergleichen nicht zu berück­
sichtigen sind. 

Wenn nun außerdem in Betracht gezogen 
wird, daß im folgenden § 3 Z. 2 festgelegt ist, 
daß die Schadensbehebung zur Erhaltung der 
E:s:istenzgrundlage der Betroffenen erforder­
lich sein muß, dann ergibt sich nach den 
Zahlen, die der Herr Berichterstatter eben 
erwähnt hat, mit dem Rechenstüt betrachtet, 
ungefähr folgendes: Es sind insgesamt 
67 Totalschäden eingetreten, und zwar 28 an 
Wohnhäusern und 39 an Bauernhöfen, also 
Wohnhäusern einschließlich Wirtschafts­
gebäuden. Außerdem sind 11 Wohnhäuser 
und 25 Bauernhöfe zum Teile eingedrückt 
worden. Der Berichterstatter erwähnte be­
reits, daß darüber hinaus das Ausmaß der 
Schäden, die an Almhütten und Heustadeln, 
aber auch an den Wäldern und Fluren ein­
getreten sind, erst dann endgültig festgestellt 

werden könne, wenn man nach der Schnee­
schmelze auf die Almen hinaufkommt. 

Eine überschlägige Berechnung dieser Schä­
den und ihrer Deckung sieht also etwa so aus: 
Setzen wir die 67 Totalschäden mit einer 
bescheidenen Wiederaufbausumme von nur 
je 200.000 S an - das Gesetz nimmt ja nur 
auf die Erhaltung der E:s:istenzsicherung Be­
dacht; außerdem handelt es sich meist um 
kleine Walserhäuser in ärmlichen Bergdörfern ; 
hinzu kommt, daß sechs Familien ausgerottet 
wurden, sodaß möglicherweise diese Häuser 
überhaupt nicht mehr wiederhergestellt wer­
den -, nehmen wir ferner an, daß die Be­
hebung der 36 Teilschäden je 100.000 S er­
fordert, so ergibt sich eine Wiederaufbausumme 
von 13·4 Millionen für die Totalschäden und 
von weiteren 3·6 Millionen für die Teilschäden, 
also zusammen rund 17 Millionen Schilling. 
Von diesen übernimmt der Bund 50 Prozent, 
das sind also zirka 8·5 Millionen, aber um 
die Rechnung zu vereinfachen und in der 
Überzeugung, daß der Bund großzügig sein 
wird, sagen wir etwa 10 Millionen Schilling. 

Die Schäden betragen aber ein Vielfaches 
dieser Summe. Soweit sie bisher ermittelt 
worden sind, erreicht die Summe bereits mehr 
als 50 Millionen Schilling, und es kann manches 
noch dazukommen. Wenn man nun alle 
Beträge, die an Spenden inzwischen einge­
laufen sind - diese Beträge sind wirklich 
erfreulich hoch -, berücksichtigt und somit 
rechnen kann, daß rund 8 Millionen Schilfing 
durch Spenden gedeckt sind, so bleiben immer 
noch 40 Millionen Schilling offen, wo bei uns 
klar sein muß, daß dies eine vorläufige, 
a.pproximative Schätzung ist. Von diesen 
40 Millionen übernimmt der Bund, wenn er, 
wie eben gesagt, großzügig ist, nur 10 Millionen 
Schilling. 

Damit, meine Damen und Herren, ist aber 
evident, 'tlaß die Schäden, die die Lawinen 
verursacht haben, nicht hälftig vom Bund 
und hälftig vom Land getragen werden, 
sondern daß der Bund eben nicht die im 
Gesetz vorgesehene Hälfte, sondern bloß ein 
Viertel der Schadensgutmachung übernimmt. 
Da das Land etwa 30 Millionenl der Bund 
aber nur 10 Millionen zu bezahlen hat, wird 
Vorarlberg das Dreifache zu leisten haben. 
Wa.s sich bei den früheren Katastrophen­
gesetzen ergab, daß nämlich - wie der 
Referent vorhin erwähnte - das Land das 
Vier- bis Fünffache zahlen mußte, wird sich 
auch bei dem vorliegenden, verbesserten Gesetz 
wieder zeigen: das Land muß ein Mehrfaches 
des Bundesbeitrages leisten. 

Das Land Vorarlberg ist, wie ich schon 
mehrfach erwähnte, für die rasche und warm­
herzige Hilfsbereitschaft zweüellos außer-
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ordentlich dankbar, darum münden meine 
Ausführungen nicht in der Forderung, der 
Bund müsse wesentlich mehr bezahlen. Der 
Landesfinanzreferent von Vorarlberg, der ja 
selbst als Berichterstatter fungierte, wird 
mir wahrscheinlich nicht widersprechen, wenn 
ich sage: Wenn es dem Lande Vorarlberg 
möglich wäre, die Schäden in unserem Lande 
zur Gänze aus eigener Kraft zu beheben, so 
wäre dies beinahe unser Stolz. Es sind bereits 
Vorkehrungen getroffen, daß alle Reserven 
und Rücklagen herangezogen werden; auch 
solche, die wahrhaftig nicht für Lawinen­
schäden bestimmt, sondern für wesentlich 
produktivere Zwecke vorgesehen waren. 
Darüber hinaus sollen durch teilweise Bindung 
von Ermessenskrediten und dergleichen 
einigermaßen ausreichende Mittel zur Ver­
fügung gestellt werden, um die Schäden so 
weit als möglich aus eigener Kraft beheben 
zu können. 

Dennoch wird sich das Hohe Haus darüber 
im klaren sein, daß ein Land mit einer Budget­
summe von nur 130 Millionen Schilling, ein 
Land, das infolge seiner Kleinheit nur sehr 
beschränkte Möglichkeiten hat, nicht so ohne 
weiteres 30 Millionen Schilling aus dem 
Ärmel schütteln kann. Die Last, die hier 
plötzlich auf ein kleines Land gefallen ist, ist 
wahrhaftig sehr groß. Es wird sich vielleicht 
- hoffentlich nicht - zeigen, daß sie zu 
groß ist. 

Wenn wir dennoch ohne jegliches Zögern, 
sogar mit dem Gefühl der Dankbarkeit diesem 
Gesetz die Zustimmung geben, so fällt uns dies 
sehr viel leichter, wenn sich das gesamte 
Haus dessen bewußt ist, daß mit der Zu­
stimmung zu diesem Gesetzesbeschluß selbst 
auch eine Zustimmung zum Bericht des Finanz­
und Budgetausschuß des Nationalrates ge­
geben wird, in welchem schrütlich die Zu­
sicherung des Herrn Bundeskanzlers fest­
gelegt ist, die besagt: "Sollte sich der durch 
die Lawinen verursachte Schaden als derart 
hoch erweisen, daß ein betroffenes Land 
seine zur Schadensdeckung notwendige Hälfte 
nicht zu leisten imstande wäre, müßte eine 
neue besondere Regelung getroffen werden." 
Sollte es sich also in der Tat erweisen, daß 
das Land Vorarlberg trotz aller ernsthaften 
Bemühungen es nicht vermag, die Schäden, 
die in diesem Land aufgetreten sind, mög­
lichst aus eigenem zu decken, sollte es daher 
unvermeidlich sein, daß sich Vorarlberg erneut 
an den Bund wenden muß, so dürfen wir die 
Zustimmung, die das Hohe Haus heute 
diesem Gesetz gibt, wohl dahin auslegen, daß 
das Hohe Haus auch später einmal einer 
eventuellen zusätzlichen Regelung gleichfalls 
seine Zustimmung geben wird. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
mehr gemeldet. Ich erteile dem Herrn Bericht­
erstatter das Schlußwort. 

Berichterstatter Vögel: Ich verzichte.· 

Vorsitzender: Wir kommen nun zur 
Abstimmung. 

Bei der Abstimmung beschließt der Bundes­
rat, gegen den Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
keinen Einspruch zu erheben. 

Vorsitzender: Wir holen nun Punkt 6 der 
Tagesordnung nach: Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates vom 10. Feber 1954: Bundes­
gesetz, womit das Bundesgesetz vom 
15. Oktober 1952, BGBI. Nr. 209, über die 
Voraussetzungen der Ausübung der Rechts­
anwaltschaft durch Volksdeutsche geändert 
wird. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Skritek. 
Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu referieren. 

Berichterstatter Skritek: Hohes Haus! Der 
vorliegende Gesetzesbeschluß des National­
rates ändert das Bundesgesetz vom 15. Ok­
tober 1952, BGBI. Nr. 209, über die Voraus­
setzungen der Ausübung der Rechtsanwalt­
schaft durch Volksdeutsche ab. 

Im Jahre 1952 wurde eine Reihe von Gesetzen 
beschlossen, welche die Gleichstellung der Volks­
deutschen auf arbeitsrechtlichem Gebiet und 
zum Teil auch die Ausübung besonderer Berufe 
zum Inhalt hatten. Darunter war eben das 
genannte Bundesgesetz, BGBl. Nr. 209, über 
die Ausübung des Rechtsanwaltsberufes durch 
Volksdeutsche in Österreich. Damals wurden 
mit diesem Gesetz eine Reihe von Begünsti­
gungen für die Ausübung des Rechtsanwalts­
berufes durch volksdeutsche Rechtsanwälte 
eingeführt. Trotzdem haben sich in der 
Praxis einige Härten ergeben, und es war 
schon länger die Absicht des Nationalrates, 
diese Härten zu beseitigen. 

Die vorliegende Novelle zu dem Bundes­
gesetzBGBl. Nr. 209 hat die Abänderung und 
die Beseitigung dieser Härten zum Gegenstand. 
Der neueingefügte § 3 a hat im wesentlichen 
folgenden Inhalt: Es war bisher fÜJ; Rechts­
anwälte, die ihre Befähigung zur Ausübung 
des Berufes in den Gebieten Böhmen, Mähren 
und Schlesien der österreichisch -ungarischen 
Monarchie erlangt und ihren Beruf dort 
ausgeübt hatten, die Begünstigung vorge­
sehen, daß sie, wenn sie das 55. Lebensjahr 
bei Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBL 
Nr. 209, also am 2. Dezember 1952, erreicht 
hatten, überhaupt keine Praxis im derzeitigen 
Gebiet der Republik Österreich nachzuweisen 
hatten. Unter 55 Jahren mußten sie eine 
Praxis von einem Jahr nachweisen. Hier 
wird nun der Justizminister ermächtigt, den 
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Nachweis dieser Praxis von einem Jahr in nerellen Prüfung unterzogen und die vom 
berücksichtigungswürdigen Fällen nachzu- GATT auf längere Sicht einzuschlagende 
sehen. Politik beschlossen werden. 

Des weiteren wird eine neue Begünstigung' Um nun Verhandlungen und Einzelab­
für volksdeutsche Rechtsanwälte eingeführt, kommen, welche' außerhalb dieser erwähnten 
die die Befähig~ng zur Aus~b~? des ~e?hts- Bestrebungen liegen, sowie Auswirkungen, 
anwaltsberufes In der ehemahgenosterrelChisch- die deren Ergebnisse hemmend beeinflussen 
ungarischen Monarchie außerhalb Böhmens, könnten, zu vermeiden, wurde in Torquay 
Mährens und Schlesiens erlangt hatten und am 24. Oktober von allen Vertragsstaaten 
die diesen Beruf auch tatsächlich in diesen inklusive Österreich eine Deklaration unter­
Gebieten ausgeübt hatten. Das Bundesmini- zeichnet, wonach die gesicherte Geltungs­
sterium für Justiz erhält zu diesem Zweck dauer der in den Listen des Allgemeinen 
die Ermächtigung, diesen Rechtsanwälten die Zoll- und Handelsabkommens enthaltenen 
Praxis ganz oder teilweise nachzusehen, die Zollkonzessionen bis zum 30. Juni 1955 ver-
Rechtsanwaltsprüfung zu erlassen oder eine längert wird. . 
Ergänzungsprüfung vorzuschreiben. 

Schließlich regelt der nächste Absatz des 
neuen § 3 a das diesbezügliche Verfahren, 
das im wesentlichen den bisherigen Ver­
ordnungen entspricht. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat diesen Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates beraten und mich ermächtigt, 
dem Hohen Haus den Antrag zu stellen, 
gegen diesen Gesetzesbeschluß' keinen 
Einspruch zu erheben. 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand ge­
meldet. Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der Abstimmung beschließt der Bundes­
rat, gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates keinen Einspruch zu erheben. 

Vorsitzender: Wir fassen nun Punkt 8 und 9 
der Tagesordnung zusammen und führen die 
Debatte unter einem ab. 

Punkt 8 ist der Beschluß des Nationalrates 
vom 10. Feber 1954, betreffend die Ver­
längerung der gesicherten Geltungsdauer der 
GATT.-ZollbegÜDStigungslisten, 

Punkt 9 ist der Beschluß des Nationalrates 
vom 10. Feber 1954, betreffend die provi­
sorische Aufnahme Japans in das Allgemeine 
Zoll- und Handelsabkommen (GATT). 

Berichterstatter zu Punkt 8 und 9 ist der 
Herr Bundesrat Haller. Ich bitte ihn, zu beiden 
Vorlagen zu berichten. 

Berichterstatter Haller: Hohes Haus! Zum 
Beschluß des Nationalrates, betreffend die 
Verlängerung der gesicherten Geltungs­
dauer der GATT-Zollbegünstigungs­
listen, habe ich folgendes zu berichten: 

Im Protokoll von Torquay zum Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommen sind die in 
Listen zusammengefaßten Zollkonzessionen 
aller Vertragsstaaten mit dem 31. Dezember 
1953 befristet. Wie aus der Regierungsvorlage 
ersichtlich, soll das Allgemeine Zoll- und 
Handelsabkommen in diesem Jahr einer ge-

Durch diese Deklaration erfährt das Proto­
koll von Torquay und zwangsläufig auch das 
BGBI. Nr. 254/1951 eine Textierung gesetzes­
ändernder Natur, was laut Art. 50 des Bundes­
Verfassungsgesetzes von 1929 der Genehmigung 
des Nationalrates bedarf. 

Der Nationalrat hat den erforderlichen 
Beschluß bereits gefaßt, und der Finanz­
ausschuß des Bundesrates hat mich in der 
Sitzung von gestern beauftragt, das Hohe 
Haus zu ersuchen, gegen diesen Beschluß des 
Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 

Unter Punkt 9 der heutigen Tagesordnung 
liegt uns der Beschluß des Nationalrates, 
betreffend die provisorische Aufnahme 
Japans in das Allgemeine Zoll- und Handels­
abkommen (GATT) zur Behandlung vor. 

Dem formellen Antrag Japans vom Jahre 
1952 an die Mitgliedstaaten des GATT, dem 
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen bei­
zutreten, konnte aus verschiedenen Gründen 
nicht gleich Rechnung getragen werden. Es 
wurde daher die Angelegenheit auf die 
VIII. GATT-Tagung, die im September/Ok­
tober 1953 in Genf stattfand, verschoben. 

Auf dieser Tagung wurde seitens der öster­
reichischen Vertretung der provisorischen Auf­
nahme Japans in das GATT zugestimmt und 
unter Vorbehalt der Ratifikation die in der 
Regierungsvorlage aufscheinende Dekla~ation 
unterzeichnet. Für die Zustimmung Öster­
reichs waren in der Hauptsache die günstigen 
Vertragsbedingungen, welche aus den Bei­
lagen 188 und 213 zu den stenographischen 
Protokollen des Nationalrates ersichtlich sind, 
maßgebend. 

Wie aus der Deklaration hervorgeht, sollen 
sich die Vertragsverhandlungen so abspielen 
und deren Ergebnisse bis zu der endgültigen 
Regelung und ordentlichen Aufnahme Japans 
in das Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen 
der Mitgliedstaaten so gelten, als wenn dieselben 
im Rahmen des GATT abgeschlossen würden. 
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Da durch die Deklaration das Protokoll 
von Torquay sowie das BGBl. Nr. 254 vom 
10. Dezember 1951 eine Erweiterung gesetzes­
ändernder Natur erfährt, ist nach Art. 50 
des Bundes-Verfassungsgesetzes 1929 die Ge­
nehmigung des Nationalrates notwendig. 

Diesem Umstand hat der Nationalrat bereits 
Rechnung getragen und den erforderlich,en 
Beschluß in der Sitzung vom 10. Feber 1954 
gefaßt. 

Der Finanzausschuß des Bundesrates hat 
sich mit dieser Angelegenheit in seiner 
gestrigen Sitzung befaßt und mich ermächtigt, 
i.m Hohen Hause den Antrag zu stellen, 
gegen diesen Beschluß des Nationalrates 
keinen Einspruch zu erheben. 

Vorsitzender: Zu keiner der beidE')n Vorlagen 
hat sich jemand zum Wort gemeldet. Wir 
kommen daher zur Abstimmung. 

Bei der getrennt durchgeführten Abstimmung 
beschließt der Bundesrat, gegen die beiden 
Beschlüsse des Nationalrates k ein e n Ei n­
spruch zu erheben. 

Vorsitzender: Wir kommen 
10. Punkt der Tagesordnung: 
ergänzungswahlen. 

nun zum 
Ausschuß-

Nach den mir vorliegenden Wahl vor­
schlägen sollen treten: 

im Ausschuß für auswärtige Angelegen­
heiten an Stelle von Klupp Otto als Ersatz­
mitglied Obermayr Adele, an Stelle von 
Afritsch Anton als Ersatzmitglied Dr. h. c. 
Machold Reinhard; 

mitglied Mitterer Otto, an Stelle von Schub 
Franz als Ersatzmitglied Flöttl Karl; 

im Geschäftsordnungsausschuß an Stelle 
von Lakowitsch Karl als Mitglied Mitterer 
Otto; 

im Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten an Stelle von Afritsch Anton 
a.ls Mitglied Bruna.uer J osef; 

im Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen­
heiten an Stelle von Klupp Otto als Mitglied 
Obermayr Adele, an Stelle von Lakowitsch 
Karl als Ersatzmitglied Mitterer Otto; 

im Ständigen gemeinsamen Ausschuß an 
Stelle von Afritsch Anton als Mitglied Dr. h. c. 
Machold Reinhard, an Stelle von Lakowitsch 
Karl als Ersatzmitglied Müllner Viktor, an 
Stelle von Klupp Otto als Ersatzmitglied 
Obermayr Adele. 

Falls kein Widerspruch erhoben wird, werde 
ich von der Wahl mittels Stimmzettel Abstand 
nehmen und die Wahl durch Erhebender 
Hand vornehmen lassen. - Widerspruch 
erfolgt keiner, die Wahl wird daher durch 
Erheben der Hand vorgenommen. 

Ich lasse üher sämtliche Wahlvorschläge 
unter einem abstimmen. Ich bitte jene Mit­
glieder des Bundesrates, die den vorliegenden 
Wahlvorschlägen die Zustimmung erteilen, 
die Hand zu erheben. - Danke. Die Wahl­
vorschläge sind angenommen. 

Die vorgeschlagenen Mitglieder des Bundes­
rates erscheinen daher als Mitglieder be­
ziehungsweise Ersatzmitglieder in die Aus­
schüsse gewählt. 

Damit ist die Tagesordnung erschöpft. 
im Finanzausschuß an Stelle von Afritsch 

Anton als Mitglied Schulz Franz, an Stelle Die nächste Sitzung des Bundesrates wird 
von Klupp Otto als Ersatzmitglied Obermayr auf schriftlichem Wege einberufen werden. 
Adele, an Stelle von Eckert Fritz als Ersatz- Die Sitzung ist geschlossen. 

SchlUß der Sitzung: 10 Uhr 20 Minuten 

Druck der Österreichischen Staatsdruckerei. 2509 54 
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